   Verhandlungsschrift

Nr. 6/2004

über die öffentliche Sitzung des Gemeinderates der Gemeinde Lengau am Donnerstag, den 09.12.2004.

Sitzungsort: Sitzungssaal des Gemeindeamtes in Salzburger Straße 9

Anwesende:
1. Bürgermeister 
Rippl
Erich

2. Vizebürgermeister
Weichenberger
Johann

3. Vizebürgermeister
Muigg
Martin

4. Gemeindevorstand
Pendelin
Erika

5. Gemeindevorstand
Schinwald
Josef

6. Gemeindevorstand
Weber
Michael

7. Gemeindevorstand 


    Schwaiger 


  Wolfgang  

8. Gemeinderat



    Hellermann


  Norbert


9. Gemeinderat
Mayer
Helmut

10. Gemeinderat
Reitsamer
Robert

11. Gemeinderat
Staffl
Michaela

12. Gemeinderat
Anzinger
Bernhard


13. Gemeinderat



    Voggenberger 

  Franz 

14. Gemeinderat



    Standl 



  Franz 

15. Gemeinderat



    Brandstötter 


  Alois 

16. Gemeinderat
Ofenböck
Thomas

17. Gemeinderat 
Sutter 
Ann 

18. Gemeinderat
Fuchs
Walter

19. GREM
Mangelberger 
Simone (f. GR Puscher Stefan)

20. GREM
Gitschner 
Herta (f. GR Altmann Anna)

21. GREM 
Pendelin 
Hermann (f. GR Klinger Martin)

22. GREM
Winkelmeier
Jakob (f. GR Schober Johann)

23. GREM 
Pommer 
Josef (f. Bauer Franz) 

24. GREM 
DI Thür 
Albert (f. Winkelmeier Johann)

25. GREM 
Matsakidis 
Maria (f. Linnerth Hans Dieter) 

Es  fehlen:

GR Altmann Anna (entschuldigt) – dafür Gitschner Herta

GR Puscher Stefan (entschuldigt) – dafür Mangelberger Simone

GR Klinger Martin (entschuldigt) – dafür Pendelin Hermann

GR Schober Johann (entschuldigt) - dafür Winkelmeier Jakob

GR Bauer Franz (entschuldigt) – dafür Pommer Josef

GR Winkelmeier Johann (entschuldigt) – dafür DI Thür Albert

GR Linnerth Hans Dieter (entschuldigt) – dafür Matsakadis Maria 

Der BM stellt fest, dass

a) die Sitzung von ihm einberufen wurde,

b) die Verständigung hiezu (ANLAGE 1) rechtzeitig und schriftlich an alle Mitglieder ergangen ist und der Termin der heutigen Sitzung im Sitzungsplan (§ 45 Abs. 1 O.Ö. GemO 1990) enthalten ist. Die Zustellung erfolgte gemäß vorliegendem Zustellnachweis (ANLAGE 2) an alle  Mitglieder des Gemeinderates und die Kundmachung (ANLAGE 3) gemäß § 53 Abs. 4 O.ö. GemO 1990 am 30.11.2004 durch Anschlag an der Amtstafel erfolgte,

c) die Beschlussfähigkeit gegeben ist.

Der BM weist darauf hin, dass das Sitzungsprotokoll der GR-Sitzung Nr. 5 vom 28.10.2004 bis zur heutigen Sitzung während der Amtsstunden im Gemeindeamt zur Einsicht aufgelegen ist, während der Sitzung zur Einsicht noch aufliegt und gegen diese Verhandlungsschrift bis zum Sitzungsschluss Einwendungen eingebracht werden können.  

Zum Schriftführer für diese Sitzung wird Herbert Nagl bestimmt.

Beginn der Sitzung:  19.30 Uhr

Gemäß § 16 Abs. 4 der Geschäftsordnung der Kollegialorgane der Gemeinde Lengau vom 06.09.2002 werden von den Fraktionsobmännern der im Gemeinderat vertretenen Fraktionen folgende Personen für die Unterfertigung der heutigen Verhandlungsschrift namhaft gemacht:

SPÖ: Hellermann Norbert 

ÖVP: Weber Michael

BWG: Ing. Ofenböck Thomas

FPÖ: Fuchs Walter

Folgende Ersatzmitglieder werden durch den BM angelobt:

-x-

Bei der heutigen Sitzung wird folgende Tagesordnung behandelt: 

1. Festsetzung des Nachtrages zum Voranschlag für das Jahr 2004 




(Fin-902)

2. Beschluss des Haushaltsvoranschlages und des Dienstpostenplanes für 2005 

(Fin-902) 

3. Beschluss des mittelfristigen Finanzplanes 









(Fin-902)

4. Beschluss einer Resolution gegen die beabsichtigte Schließung der Postämter in Friedburg und Schneegattern  
















(Post-680-0)

5. Grundsatzentscheidung über die geplante Auflassung Öffentliches Gut 


(Gem-612-0)

a) Gst.Nr. 9/1, KG Krenwald 

6. Auflassung einer Teilfläche der Volksheimstraße – Beschluss einer Verordnung 
(Gem-612-0)

7. Kindergartenneubau Schneegattern – Änderung des Finanzierungsplanes


(Schul-241-0)

8. Kindergartenneubau Schneegattern – Übertragung des Beschlussrechtes an den Gemeindevorstand bzw. an den Bürgermeister













(Schul-241-0)

9. Raumordnungsangelegenheiten – Einleitung verschiedener Verfahren zur Änderung des Flächenwidmungsplanes 













(Bau-031-0)

10. Gehsteig Untererb – Grundsatzentscheidung und Übernahme des 50 % Anteiles an den Grundeinlösekosten















(Gem-611-0)

11. Getränkesteuer - Aussetzung der anhängigen Berufungen






(Fin-920-4)
12. ÖVP-Antrag auf Erstellung eines Konzeptes für freiwerdende Liegenschaften der Gemeinde. 

(Gem-846-0)  

13. Allfälliges

Der BM weist darauf hin, dass ein Dringlichkeitsantrag vorliegt. 

DRINGLICHKEITSANTRAG: 

Der BM verliest den Dringlichkeitsantrag vom 03.12.2004 (ANLAGE 4) wegen der Übernahme eines 50 %-Anteiles an den Kosten eines Wasserrechtsoperrates für den Gehsteig Friedburg, Kreisverkehr Friedburg und Entwässerungsmaßnahmen für die Siedlung Burgweg und stellt den 

A n t r a g 

auf Zustimmung diesen Dringlichkeitsantrag im Rahmen der heutigen Sitzung im Anschluss an die heutige Tagesordnung zu behandeln.

Abstimmungsergebnis: dem Antrag stimmten zu:     25 Ja

B e s c h l u ß

Der Antrag des Bürgermeisters wird einstimmig genehmigt.

TAGESORDNUNG, BERATUNG UND BESCHLÜSSE

1. Festsetzung des Nachtrages zum Voranschlag für das Jahr 2004 




(Fin-902)

Der BM berichtet, dass der Nachtragsvoranschlag in der Sitzung des Finanzausschusses am 08.11.2004 besprochen wurde und der Entwurf den einzelnen Fraktionen zugegangen ist und verliest den Bericht zum Nachtragsvoranschlag. Jede Fraktion wurde gebeten evt. Fragen mit der Kassenführerin abzusprechen. Dies war nicht der Fall. Er ersucht um Wortmeldungen zu diesem Tagesordnungspunkt. 

Abschließend stellt der BM den 

A n t r a g  

Dem vorliegenden Entwurf des Nachtragsvoranschlages die Zustimmung zu erteilen. 

Abstimmungserklärung: dem Antrag stimmten zu:  
25
Ja

B e s c h l u ß
Der Antrag des BM wird einstimmig genehmigt.

2. Beschluss des Haushaltsvoranschlages und des Dienstpostenplanes für 2005 

(Fin-902) 

Der BM berichtet, dass der Haushaltsvoranschlag und der Dienstpostenplan ebenfalls in den Sitzungen des Finanzausschusses am 08.11. und 15.11.2004 besprochen wurde und der Entwurf den einzelnen Fraktionen zugegangen ist. Er verliest den Bericht zum Haushaltsvoranschlag. Der Haushaltvoranschlag und der Dienstpostenplan sollen daher wie besprochen zur Abstimmungen kommen. Er ersucht um Wortmeldungen zu diesem Tagesordnungspunkt. 

GR Franz Voggenberger lobt die gute Arbeit im Finanzausschuss und kündigt namens seiner Fraktion Zustimmung an obwohl eine große Rücklagenentnahme stattfindet. 

Abschließend stellt der BM den 

A n t r a g  

Dem vorliegenden Entwurf des Haushaltsvoranschlages und des Dienstpostenplanes die Zustimmung zu erteilen. 

Abstimmungserklärung: dem Antrag stimmten zu:  
24 Ja















  1 Enthaltung (GREM Thür)

B e s c h l u ß
Der Antrag des BM wird genehmigt.

3. Beschluss des mittelfristigen Finanzplanes 








(Fin-902)

Der BM berichtet, dass der mittelfristige Finanzplan gemeinsam in zwei Sitzungen des Finanzausschusses erarbeitet wurde und der Entwurf den einzelnen Fraktionen zugegangen ist. Er ersucht um Wortmeldungen zu diesem Tagesordnungspunkt. 

Abschließend stellt der BM den 

A n t r a g  

Dem vorliegenden Entwurf des mittelfristigen Finanzplanes die Zustimmung zu erteilen. 

Abstimmungserklärung: dem Antrag stimmten zu:  
25 Ja

B e s c h l u ß
Der Antrag des BM wird einstimmig genehmigt.

4. Beschluss einer Resolution gegen die beabsichtigte Schließung der Postämter in Friedburg und Schneegattern  













(Post-680-0)

Der BM berichtet, dass der den Fraktionen zugegangene Entwurf gegen die geplante Schließung der Postämer in Friedburg und Schneegattern von Vertretern aller im Gemeinderat vertretenen Fraktionen unterfertigt wurde. 

Er informiert weiter, dass am Vormittag eine Besprechung mit Herrn Schachl als Vertreter der Post stattfand, wobei er die Gemeinde informierte, dass das Postamt Schneegattern geschlossen wird. Um eine Kostendeckung zu erreichen wäre eine Ertragssteigerung um 77 % erforderlich. Das Postamt Friedburg wird nicht geschlossen. 

Für einen evt. Postpartner soll der BM mit den Nahversorgern Kontakt aufnehmen. Die weitere Vorgangsweise wäre der Post bis Mitte/Ende Jänner bekannt zugeben ob ein Postpartner gefunden wurde oder ob sich eine andere Lösung anbietet. Diese Resolution und die ca. 1.300 Unterschriften sollen an die Bundesregierung, den Finanzminister und die ÖIAG als 100 %iger Eigentümer der Post gerichtet werden. 

GR Thomas Ofenböck sieht das Hauptproblem darin, dass der Bund eine Sonderdividende von der Post für 2005 vorgesehen hat. Er befürchtet, dass die Universaldienstordnung in weiterer Folge evt. eine Unterscheidung zwischen ländlichem und städtischem Raum vorsieht. 

GV Wolfgang Schwaiger vertritt die Ansicht, dass nicht die Post sondern die Bundesregierung für die Misere verantwortlich ist, da die Manager angehalten sind, kaufmännisch zu handeln. Er erkundigt sich ob Frau Gantioler nach Friedburg wechselt und welche Umsätze für Friedburg gefordert werden. Der BM informiert, dass Frau Gantioler nach Friedburg wechselt und die Umsatzzahlen für Friedburg durch die Post, trotz diesbezüglicher Anfrage, nicht bekannt gegeben werden. 

GV Weber begründet seine Unterschrift unter dieser Resolution damit, dass ihm die Nahversorgung ein Anliegen ist. 

Der BM verliest den Resolutionstext und stellt den 

A n t r a g  

dem vorliegenden Resolutionsentwurf die Zustimmung zu erteilen. 

Abstimmungserklärung: dem Antrag stimmten zu:  
25 Ja

B e s c h l u ß
Der Antrag des BM wird einstimmig genehmigt.

5. Grundsatzentscheidung über die geplante Auflassung Öffentliches Gut 

(Gem-612-0)

a) Gst.Nr. 9/1, KG Krenwald 

Der BM gibt bekannt, dass die Fa. Feldbacher eine Teilfläche des Öffentlichen Gutes Gst.Nr. 9/1, KG Krenwald, im Ausmaß von 4 m² gemäß dem den Fraktionen übermittelten Vermessungsplan erwerben möchte. Wie im GV besprochen, hat er mit Herrn Eichler über die geplante Auflassung des öffentlichen Gutes gesprochen, wobei dieser keine Einwendungen hatte. Er ersucht um Wortmeldungen zu diesem Tagesordnungspunkt.  

GV Michael Weber stellt fest, dass seitens der Fam. Eichler keine Einwände gegen die Auflassung bestehen. 

Abschließend stellt der BM den 

A n t r a g 

der Auflassung einer Teilfläche des öffentlichen Grundstückes 9/1, KG Krenwald, im Ausmaß von 4 m² grundsätzlich zuzustimmen und einen Verkaufspreis in Höhe von € 5,50 m² festzulegen. 

Abstimmungserklärung: dem Antrag stimmten zu:  
25 Ja

B e s c h l u ß
Der Antrag des BM wird einstimmig genehmigt.

6. Auflassung einer Teilfläche der Volksheimstraße – Beschluss einer Verordnung  (Gem-612-0)

Der BM ruft in Erinnerung, dass in der Sitzung des Gemeinderates vom 13.09.2004 grundsätzlich der Auflassung einer Teilfläche des öffentlichen Gutes Gst.Nr. 853/43, KG Krenwald, (Volksheimstraße) die Zustimmung erteilt und in der Zwischenzeit das erforderliche Verfahren zur Auflassung dieser Teilfläche des öffentlichen Gutes durchgeführt wurde. Einwendungen gegen die Auflassung wurden nicht vorgebracht. Der Entwurf der zu beschließenden Verordnung wurde den Fraktionen übermittelt. 

Abschließend stellt der BM den 

A n t r a g 

Den vorliegenden Verordnungsentwurf (ANLAGE 5) für die Auflassung einer Teilfläche des öffentlichen Gutes Gst.Nr. 853/43, KG Krenwald, (Volksheimstraße) die Zustimmung zu erteilen. 

Abstimmungserklärung: dem Antrag stimmten zu:  
25 Ja

B e s c h l u ß
Der Antrag des BM wird einstimmig genehmigt.

7. Kindergartenneubau Schneegattern – Änderung des Finanzierungsplanes

(Schul-241-0)

Der BM erinnert daran, dass in der Sitzung des Gemeinderates am 24.06.2004 ein Finanzierungsplan für die Errichtung des Kindergartenneubaues beschlossen wurde. Mit Schreiben des Amtes der o.ö. Landesregierung vom 15.11.2004 wurde die Genehmigung gemäß § 86 o.ö. Gemeindeordnung erteilt und ein neuer Finanzierungsplan erstellt, der durch den Gemeinderat zu beschließen ist. In diesem Entwurf sind die in der Zwischenzeit zugesagten € 55.000.—durch LR Anschober noch nicht enthalten. Im Finanzierungsplan wurden daher die Mittel der Gemeinde Lengau aus dem o.H. im Jahr 2005 um € 55.000.—verringert und unter sonstige Mittel im selben Jahr eingefügt. 

Abschließend stellt der BM den 

A n t r a g 

folgenden Finanzierungsplan zu beschließen: 

	
	2004
	2005
	2006
	2007
	2008
	Gesamt

	Gemeinde Lengau o.H. 
	700.—


	5.000.—


	60.000.—


	60.000.—


	60.000.—


	185.700.—



	BZ-Mittel 
	35.000.—


	35.000.—


	70.000.—


	77.000.—


	23.600.—


	240.600.—



	Sonstige Mittel (LR Anschober)
	0.—


	55.000.—


	0.—


	0.—


	0.—


	55.000.—



	Abt. Schule 
	
	0.—


	35.000.—


	120.300.—


	85.300.—


	240.600.—



	
	35.700.—


	95.000.—


	165.000.—


	257.300.—


	168.900.—


	721.900.—




Abstimmungserklärung: dem Antrag stimmten zu:  
25
Ja

B e s c h l u ß
Der Antrag des BM wird einstimmig genehmigt.

8. Kindergartenneubau Schneegattern – Übertragung des Beschlussrechtes an den Gemeindevorstand bzw. an den Bürgermeister







(Schul-241-0)

Der BM informiert, dass bei einem Bauvorhaben, welches in die Kompetenz des Gemeinderates fällt, eine Übertragung der Kompetenz gemäß § 43 o.ö. Gemeindeordnung auf den BM unter Berücksichtigung der Wertgrenzen gemäß § 58 o.ö. Gemeindeordnung bzw. an den Gemeindevorstand möglich ist. 

Voraussetzungen dafür sind, dass 

1. die Übertragung im Interesse der Zweckmäßigkeit, Raschheit und Einfachheit gelegen ist,

2. der Gemeinderat die Durchführung des Vorhabens beschlossen hat (Grundsatzbeschluss) und

3. ein Beschluss des Gemeinderates über die Aufbringung des Geldbedarfs (Finanzierungsplan) einschließlich einer gemäß § 86 allenfalls erforderlichen aufsichtsbehördlichen Genehmigung vorliegt.

Diese Voraussetzungen sind beim Bauvorhaben Kindergarten Schneegattern gegeben. Er weist darauf hin, dass ein Entwurf für die Übertragungsverordnung den Faktionen mit den Unterlagen übermittelt wurde und ersucht um Debattenbeiträge. 
GV Michael Weber führt aus, dass für ihn das Argument der Einfachheit zählt und daher eine Übertragung vorstellbar ist. 

VBM Weichenberger weist darauf hin, dass die Einräumung dieser Möglichkeit in der Gemeindeordnung vorgesehen ist und eine Berichtspflicht besteht. 

GV Wolfgang Schwaiger gibt zu bedenken, dass der Gemeinderat das höchste Gremium in der Gemeinde darstellt und die Rechte des Gemeinderates mit Vorsicht zu behandeln sind. Er vertritt die Ansicht, dass bei guter Planung ohnedies Bauabschnitte zu beschließen sind und der  Gemeindevorstand das Wahlergebnis nicht in dem Ausmaß repräsentiert wie der Gemeinderat. 

GR Thomas Ofenböck ist der Ansicht, dass Finanzangelegenheiten eines der höchsten Güter sind und auch eine dringliche Einladung von Sitzungen möglich ist. Er sieht auch ohne diese Übertragungsverordnung genügend Spielräume. Er weist darauf hin, dass es z.B. bei Spesenabrechnungen nicht erforderlich ist den Verwendungszweck anzumerken, 

GR Ann Sutter weist darauf hin, dass durch eine derartige Übertragungsverordnung die Öffentlichkeit ausgeschaltet wird. 

GR Franz Voggenberger gibt zu bedenken, dass bei Bauvorhaben öfter eine schnelle Entscheidung nötig ist und tritt daher für eine Übertragung ein. 

VBM Johann Weichenberge weist darauf hin, dass diese Übertragungsverordnung auf dieses eine Projekt (Kindergartenneubau) beschränkt ist. 

Abschließend stellt der BM den 

A n t r a g 

die im Entwurf vorliegende Übertragungsverordnung zu beschließen wobei die Kompetenz an den Bürgermeister bis zu den Wertgrenzen gemäß § 58 o.ö. Gemeindeordnung  (0,05 % der Einnahmen des ordentlichen Haushaltes = € 2.657,40) und an den Gemeindevorstand bis zu einer Wertgrenze von 1 % der Einnahmen des ordentlichen Haushaltes festgelegt wird. 

Abstimmungserklärung: dem Antrag stimmten zu:  
20
 Ja















  5   Nein (BWG) 

B e s c h l u ß
Der Antrag des BM wird einstimmig genehmigt.

9. Raumordnungsangelegenheiten – Einleitung verschiedener Verfahren zur Änderung des Flächenwidmungsplanes 














(Bau-031-0)

a) Linecker Josef und Elisabeth, Aug 6, 5211 Friedburg – Teilfläche des Gst.Nr. 1680, KG Heiligenstatt im Ausmaß von ca. 2.500 m² von Grünland auf Wohngebiet

VBM Martin Muigg informiert, dass anlässlich der Vorberatung im Bauausschuss dem Gemeinderat empfohlen wurde, kein Verfahren zur Änderung des Flächenwidmungsplanes einzuleiten. 

Abschließend stellt der Vizebürgermeister den 

A n t r a g 

für den gegenständlichen Umwidmungsantrag kein Verfahren einzuleiten. 

Abstimmungserklärung: dem Antrag stimmten zu:  
25 Ja

B e s c h l u ß
Der Antrag des VBM wird einstimmig genehmigt.

b) Schön Anton und Silvia, Untererb 32, 5211 Friedburg – Teilfläche der Gst.Nr. 15/2 und 16/1, KG Krenwald im Ausmaß von ca. 1.950 m² von Grünland auf Wohngebiet

VBM Martin Muigg informiert, dass anlässlich der Vorberatung im Bauausschuss dem Gemeinderat empfohlen ein Verfahren zur Änderung des Flächenwidmungsplanes einzuleiten. 

Abschließend stellt der Vizebürgermeister den 

A n t r a g 

für den gegenständlichen Umwidmungsantrag das Verfahren einzuleiten. 

Abstimmungserklärung: dem Antrag stimmten zu:  
25 Ja

B e s c h l u ß
Der Antrag des VBM wird einstimmig genehmigt.

c) Anzinger Sebastian und Marianne, Käsereiweg 3, 5211 Friedburg – Teilfläche des Gst.Nr. 2705/1, KG Lengau im Ausmaß von ca. 1.300 m² von Grünland auf Wohngebiet

VBM Martin Muigg informiert, dass anläßlich der Vorberatung im Bauausschuss dem Gemeinderat empfohlen wurde, kein Verfahren zur Änderung des Flächenwidmungsplanes einzuleiten. 

Abschließend stellt der Vizebürgermeister den 

A n t r a g 

für den gegenständlichen Umwidmungsantrag kein Verfahren einzuleiten. 

Abstimmungserklärung: dem Antrag stimmten zu:  
23  Ja










  2  Enthaltungen (Anzinger Bernhard, Fuchs 














   Walter)

B e s c h l u ß
Der Antrag des VBM wird mehrheitlich genehmigt.

d) Maislinger Franz, Alter Markt 56, 5211 Friedburg – Gst.Nr. 233/2, KG Krenwald im Ausmaß von ca. 900 m² von Wohngebiet auf Betriebsbaugebiet

VBM Martin Muigg informiert, dass anläßlich der Vorberatung im Bauausschuss dem Gemeinderat empfohlen wurde, ein Verfahren zur Änderung des Flächenwidmungsplanes einzuleiten. 

GV Wolfgang Schwaiger informiert, dass der Betrieb derzeit ruhend gemeldet wurde. Laut einer Besprechung mit Herrn Maislinger soll der Betrieb im Februar/März wieder aktiviert werden. 

Abschließend stellt der Vizebürgermeister den 

A n t r a g 

für den gegenständlichen Umwidmungsantrag ein Verfahren einzuleiten. 

Abstimmungserklärung: dem Antrag stimmten zu:  
24 Ja















1   Enthaltung (Mayer Helmut)

B e s c h l u ß
Der Antrag des VBM wird mehrheitlich genehmigt.

e) Heinzl Holzbau, Heiligenstatt 63, 5211 Friedburg – Teilfläche des Gst.Nr. 1591, KG Heiligenstatt im Ausmaß von ca. 500 m² von Grünland auf Gemischtes Baugebiet

VBM Martin Muigg informiert, dass anläßlich der Vorberatung im Bauausschuss dem Gemeinderat empfohlen wurde, ein Verfahren zur Änderung des Flächenwidmungsplanes einzuleiten. 

Abschließend stellt der Vizebürgermeister den 

A n t r a g 

für den gegenständlichen Umwidmungsantrag ein Verfahren einzuleiten. 

Abstimmungserklärung: dem Antrag stimmten zu:  
25 Ja

B e s c h l u ß
Der Antrag des VBM wird einstimmig genehmigt.

10. Gehsteig Untererb – Grundsatzentscheidung und Übernahme des 50 % Anteiles an den Grundeinlösekosten














(Gem-611-0)

Der BM informiert, dass mit Schreiben des Amtes der o.ö. Landesregierung vom 9.11.2004 die Gemeinde aufgefordert wurde 50 % der auf € 60.000.—geschätzten Grundeinlösekosten (samt allen Nebenkosten) für die Wohnhäuser Untererb 14 und 15 zu übernehmen. Die geschätzten Kosten für die Gehsteigerrichtung belaufen sich auf  € 60.648,20. 

Durch die betroffenen Grundeigentümer wurde eine Vereinbarung unterfertigt, dass sie bis 31.12.2004 keine weiteren Verkaufsverhandlungen führen. 

Mit Schreiben vom 11.11.2004 wurde durch die Abteilung strategische Straßenplanung und Netzausbau mitgeteilt, dass eine Weiterführung der Kobernaußer Landesstraße L 508 über das Gemeindegebiet von Pöndorf zur B 1 in Frage gestellt wurde und eine Bestandsverbesserung von Höcken über Schneegattern nach Friedburg ins Auge gefasst wurde. Der BM informiert über ein Gespräch mit Herrn HR Bsirsky in dem dieser eine Veranstaltung zu diesem Thema am 20.1.2005 angekündigt hat. 

Er berichtet, dass durch das BWG eine alternative Planung durch eine Verschwenkung Richtung Schloss erstellt wurde.  

VBM Martin Muigg bestätigt dass es eine Veranstaltung im Jahr 2003 gab bei der eine Verkehrszählung und eine Machbarkeitsstudie über die Weiterführung zur B 1 über das Gemeindegebiet von Pöndorf zugesagt wurde. Eine Präsentation wird erst am 20.1.2005 stattfinden. Er vertritt die Ansicht, dass eine Ablehnung wahrscheinlich kontraproduktiv wäre, da wahrscheinlich durch das Land keine Aktivitäten gesetzt werden. 

Der BM weist darauf hin, dass bei einem Verkauf der Gebäude die Errichtung von Gehsteigen auf lange Sicht nicht mehr möglich ist. Er wird versuchen mit der Liegenschaftsabteilung des Landes weitere Verhandlungen führen um eine prozent. Reduzierung des Gemeindeanteiles und eine Stundung für 2006 beantragen. 

GR Thomas Ofenböck erachtet eine Junktimierung mit der Weiterführung über Pöndorf für nicht sinnvoll, da die Gehsteiglösung auch nach einer Verlegung der L 508 notwendig ist. Im Plan des BWG ist die Weiterführung des Gehsteiges sehr wohl auf der Seite Bruckenberger vorgesehen. Beabsichtigt ist eine Verschwenkung der Straße um ein Rasen durch das Ortsgebiet zu verhindern. Sein Vertrauen in die Straßenverwaltung ist stark gesunken (Kreisverkehr u. Verlegung L 508)

Der BM weist darauf hin, dass bei einer Verschwenkung der Straße zu beachten ist, dass der Dachvorsprung beim Wohnhaus Neubacher bereits jetzt bis zur Fahrbahn ragt. Eine Versetzung der Mauer könnte u.U. kostspielig werden, da bei diesem denkmalgeschützten Objekt der Mauerbau aufwendig sein dürfte. 

GR Voggenberger erinnert, dass die Weiterführung der L 508 von Höcken nach Pöndorf bereits vor ca. 13 Jahren ein Thema war. Er ist der Ansicht, dass eine Weiterführung der L 508 erst nach Klärung der Umfahrung Strasswalchen stattfinden kann. Er tritt daher für eine Ablöse der Häuser ein, allerdings schlägt er eine niedrigere Beteiligung der vor. 
GR Thomas Ofenböck resümiert, dass das Land Oberösterreich eine leistungsfähige Straße will und die Gemeinde Lengau will Gehsteige. Er erachtet den Ankauf der Liegenschaften für vernünftig. Er tritt aber dafür ein bei der Planung des Gehsteiges Einfluss zu nehmen. 

VBM Johann Weichenberger weist auf den bestehenden Zeitdruck hin. 

GV Wolfgang Schwaiger schlägt vor dazuzahlen, wenn ein Gehsteig und eine Temporeduktion in Untererb entsteht. 

Abschließend stellt der BM den

A n t r a g 

eine Kostenübernahme von 50 % der Grundeinlöse- und Nebenkosten zu übernehmen, jedoch das Land Oberösterreich um eine Stundung des Kostenanteiles bis 2006 zu ersuchen. Der Kostenanteil der Gemeinde soll nach Möglichkeit verringert werden. Bei der Projektierung des Gehsteiges ist eine Temporeduktion einzuplanen. 

Abstimmungserklärung: dem Antrag stimmten zu:  
25 Ja

B e s c h l u ß
Der Antrag des BM wird einstimmig genehmigt.

11. Getränkesteuer - Aussetzung der anhängigen Berufungen






(Fin-920-4)
Der BM berichtet, dass durch den o.ö. Gemeindebund und das Amt der o.ö. Landesregierung eine Aussetzung der anhängigen Berufungsverfahren bezüglich der Getränkesteuervorschreibung empfohlen wurde. Die Bescheidmuster (ANLAGE 6 bis ANLAGE 23) sind den Fraktionen zugegangen. 

Abschließend stellt der BM den 

A n t r a g 

Die Aussetzungen der anhängigen Getränkesteuerberufungen laut den vorliegenden Entwürfen zu genehmigen. 

Abstimmungserklärung: dem Antrag stimmten zu:  
25 Ja

B e s c h l u ß
Der Antrag des BM wird einstimmig genehmigt.

12. ÖVP-Antrag auf Erstellung eines Konzeptes für freiwerdende Liegenschaften der Gemeinde. 

(Gem-846-0)  

GV Michael Weber verliest den Antrag der ÖVP-Fraktion (ANLAGE 24). Das Thema Kindergarten ist derzeit aktuell, da bereits 2005 der 2-gruppige Kindergarten in Schneegattern bezogen werden soll. Es soll geprüft werden, ob ein Integrationskindergarten geführt werden kann. Damit zusammenhängend ist die weitere Nutzung des bisherigen Kindergarten Schneegattern. Bei der Errichtung des neuen Kindergartens wurde bereits darauf hingewiesen, dass die obenliegende Wohnung mit einem unbefristeten Mietvertrag vergeben wurde. Die Trachtenmusikkapelle sucht bereits einen Probenraum. 

Bei der FF-Zeugstätte Lengau ist die Situation leichter und er schlägt vor die Dorferneuerung einzubeziehen. Er hat diesbezügliche Gespräche mit dem Obmann, Herrn Denk, geführt. 

Er erachtet eine Beratung über die künftige Nutzung als erforderlich. 

GR Thomas Ofenböck zeigt sich über diesen Antrag verwundert. Die Dorferneuerung wurde gestartet und er findet es als sinnvoll beide Gebäude der DOSTE zuzuführen. In Schneegattern sollen weitere Wohnblöcke abgerissen werden im Kreuzungsbereich. Vielleicht können dabei Probenräume geschaffen werden, welche sicher notwendig sind. Er erachtet diesen Antrag als einen Missbrauch der Vereine. 

VBM Johann Weichenberger zeigt sich über diesen Antrag ebenfalls verwundert. Überlegungen über die Nutzung der freiwerdenden Objekte sind sicher erforderlich. Er verweist auf die geplante umfangreiche Umfrage der familienfreundliche Gemeinde. Er erachtet den Antrag als vollkommen überhastet. 

GR Franz Voggenberger versteht die Aufregung nicht. Er weist darauf hin, dass ein Thema aufgegriffen wurde, welches in nächster Zeit ansteht. Die Musikkapelle Schneegattern befindet sich in Bezug auf das Vereinslokal in einer schlechten Position. Wenn keine Lösung gefunden wird, stehen zwei Gebäude im Gemeindebesitz leer. Bei der Diskussion ob ein Neubau oder eine Adaptierung des bestehenden Gebäudes durchgeführt werden soll wurde darauf hingewiesen, dass der jetzige Kindergarten desolat ist. Er vermutet ein Abblocken weil es sich um einen ÖVP-Antrag handelt. 

BM Rippl weist darauf hin, dass es in letzter Zeit viele Sitzungen gab und vermutet, dass die Musikkapelle vorgeschoben wird. Er verweist auf die Wohnungsnot in der Gemeinde. Laut Aussagen einiger Musiker ist die Nutzung des Gebäudes aufgrund der Akustik nicht möglich. Er kann sich eine Nutzung als Hort odgl. vorstellen. Im nächsten Jahr sieht er keinen finanziellen Spielraum für größere Umbaumaßnahmen. Er weist darauf hin, dass die Wohnhäuser 45 und 45a weggerissen werden sollen. Im Zuge der Neugestaltung dieses Platzes ergibt sich evt. eine Möglichkeit für die Anordnung eines Probenraumes für die Musikkapelle. 

VBM Johann Weichenberger sieht den Antrag als parteipolitisches Taktieren. Er hat mit Frau Reichenpfader (Obfrau des Dartvereines) gesprochen, die sich überrascht zeigte und keine Absicht hat den Dartverein in den bisherigen Kindergarten zu verlegen. 

GV Michael Weber vertritt die Ansicht, dass die Dorferneuerung und Familienfreundliche Gemeinde nicht alles übernehmen kann. Es ist ihm klar, dass diese Maßnahmen Zeit erfordern und er verlangt auch keine plötzliche Entscheidung. Durch diesen Antrag soll kein parteipolitischer Hickhack entstehen. Der Dartverein wurde als Beispiel angeführt. Er erwartet sich jedoch bei konkreten Vorschlägen eine Behandlung durch den Gemeinderat. Bezüglich der Liegenschaft der FF-Zeugstätte in Lengau sieht er zwar keine besondere Eile gegeben aber trotzdem die Notwendigkeit sich über die zukünftige Nutzung dieses Gebäudes Gedanken zu machen. 

GV Wolfgang Schwaiger zeigt Verständnis für die Diskussion um die leerwerdenden Objekte. Er weist darauf hin, dass Schneegattern eines der ersten Projekte der DOSTE sein wird und er vertritt die Ansicht, dass insgesamt darüber diskutiert werden muss. Er tritt für eine Trennung zwischen der Verwaltung der Gebäude und der Trachtenmusikkapelle ein. Der Raumbedarf der Musikkapelle ist gegeben. Eine Junktimierung mit einem Gebäude erachtet er jedoch als voreilig. Er schlägt vor weitere Vorschläge abzuwarten. Er unterstützt daher eine Weiterführung der Diskussion in den Ausschüssen und Gremien und auch der DOSTE. 

BM Rippl stellt den Zusatzantrag dass die zukünftige Nutzung dieser Gebäude der Gemeinde an die DOSTE herangetragen wird und die zuständigen Ausschüsse darüber beraten sollen. 

GR Franz Voggenberger weist den Vorwurf, dass es sich bei diesem Antrag um einen Jux handelt, vehement zurück. Die Musikkapelle ist für ihn erstrangig. Bezüglich der Wohnung ist eine Lösung zu finden. Er verweist in diesem Zusammenhang auf die Budgetsituation. 

BM Rippl verweist auf ein Merkblatt des Landes OÖ über die Betreuung von unter 3-jährigen. Diesbezügliche Verhandlungen mit dem Land OÖ laufen. 

GV Michael Weber tritt für eine Prüfung ein, ob ein Integrationskindergarten oder eine 6. Kindergartengruppe betrieben werden sollen. Er sieht daher keinen großen Meinungsunterschied. Er schlägt vor die zukünftige Nutzung der FF-Zeugstätte Lengau an die DOSTE zu übertragen und den leerwerdenden Kindergarten Schneegattern vorrangig der Musikkapelle zur Verfügung zu stellen. 

GR Michaela Staffl ist der Meinung, dass die Verweisung an die DOSTE keine Abschiebung darstellen soll, sondern der Besitz von Liegenschaften ist eine wunderbare Gelegenheit für die Bevölkerung sich über die Nutzung Gedanken zu machen. 

Der BM stellt d  en  

A n t r a g 

der TMK Schneegattern die Räumlichkeiten des derzeitigen Kindergartens in Schneegattern zur Verfügung zu stellen. 

Abstimmungserklärung: dem Antrag stimmten zu:  
9 Ja (ÖVP-Fraktion) 















3 Nein (Sutter, Matsakidis, Thür) 


13 Enthaltungen (SPÖ-Fraktion, Fuchs Walter, Ofenböck, Schwaiger) 


B e s c h l u ß
Dieser Antrag wird mehrheitlich abgelehnt. 

Nachdem dieser Antrag keine Mehrheit gefunden hat stellt der BM den 

A n t r a g 

den Verein für Dorferneuerung und die Familienfreundliche Gemeinde mit der zukünftigen Nutzung des bisherigen Kindergartens in Schneegattern zu befassen. 

Abstimmungserklärung: dem Antrag stimmten zu:  
25
Ja

B e s c h l u ß
Der Antrag des BM wird einstimmig genehmigt.

Der BM stellt den 

A n t r a g 

für die freiwerdende Feuerwehrzeugstätte Lengau eine sinnvolle Verwendung für die Gemeinde zu finden   

Abstimmungserklärung: dem Antrag stimmten zu:  
9 Ja (ÖVP-Fraktion) 














     16 Enthaltungen (SPÖ, BWG, FPÖ)

B e s c h l u ß
Der Antrag des BM wird mehrheitlich abgelehnt. 

Nachdem dieser Antrag keine Mehrheit gefunden hat stellt der BM den 

A n t r a g 

Den Verein für Dorferneuerung und die Familienfreundliche Gemeinde mit der zukünftigen Nutzung der bisherigen Feuerwehrzeugstätte Lengau zu befassen. 

Abstimmungserklärung: dem Antrag stimmten zu:  
25 Ja

B e s c h l u ß
Der Antrag des BM wird einstimmig genehmigt.

13. Allfälliges

Dringlichkeitsantrag: 

Der BM verliest das Schreiben des Amtes der o.ö. Landesregierung und verweist auf den Besuch von DI Dick am 9.11.2004 im Zuge einer Bauausschusssitzung. Das ursprünglich ausgearbeitete Projekt für die Wasserableitung Kreisverkehr, Burgweg und Gehsteige Friedburg, soll nochmals durch die Fa. Schimetta bearbeitet werden. 

GR Franz Voggenberger fordert ein Mitspracherecht der Gemeinde bei Übernahme einer Kostenbeteiligung. Das heißt für ihn, dass kein Rückhaltebecken in Frage kommt. 

GR Thomas Ofenböck ruft in Erinnerung, dass das Land einen Kreisverkehr wollte während die Gemeinde einen Gehsteig wollte. Das Land hat die erforderliche Wasserrechtsverhandlung vergessen und dadurch ist die Errichtung des Gehsteig Eichinger derzeit nicht möglich. Ein Retensionsbecken ist für ihn schwer vorstellbar. 

BM Rippl führt aus, dass die Gemeinde einen Gehsteig und eine ordnungsgemäße Wasserableitung will. Er glaubt nicht, dass derzeit gute Chancen für die Gemeinde vorhanden sind. Er spricht sich gegen eine Kostenbeteiligung bei einem teueren Stauraumkanal aus und kündigt eine Vorsprache bei LHStv. Hiesl an. Bei Übernahme der 50 %-igen Planungskosten fordert er ein Mitspracherecht der Gemeinde 

GR Franz Voggenberger berichtet, dass er eine Amtshaftungsklage gegen das Amt der o.ö. Landesregierung erwägt, da er eine Durchnässung der Liegenschaft feststellt. 

VBM Martin Muigg erläutert, dass die 50 % Kostenbeteiligung der Gemeinde aus der Ableitung der Wässer aus der Siedlung Burgweg resultiert. 

GREM DI Thür fasst zusammen, dass alle Fraktionen gegen ein Retensionsbecken sind und erkundigt sich was sonst errichtet werden soll. GR Franz Voggenberger berichtet, dass bei der ersten Begehung vor Bau des Kreisverkehrs wurde Ing. Sutrich erklärt wurde, dass die Wässer unter dem Gehsteig in den Schwemmbach eingeleitet werden. Er berichtet über zahlreiche Versäumnisse der Straßenverwaltung. Das letzte Projekt hätte lediglich 20 % der anfallenden Wassermenge gefasst. 

GV Wolfgang Schwaiger stellt den Antrag eine Zuzahlung zu den Planungskosten nur bei einer Variante ohne Retensionsbecken zu genehmigen. Der BM erkundigt sich ob es sich dabei um einen Zusatz- oder einen Gegenantrag handelt. Wolfgang Schwaiger beharrt darauf, dass er einen Antrag stellt

VBM Johann Weichenberger erkundigt sich ob damit generell die Errichtung von Retensionsbecken im Gemeindegebiet ausgeschlossen werden soll.  

Abschließend stellt der BM den 

A n t r a g : 

der Kostenübernahme von 50 % der Planungskosten für Ausarbeitung eines Wasserrechtsoperates für die Wasserableitung Kreisverkehr und Siedlung Burgweg zu übernehmen, wenn die Gemeinde bei der Ausarbeitung eingebunden wird. 

Abstimmungserklärung: dem Antrag stimmten zu:  
22 Ja (SPÖ, ÖVP, FPÖ, Sutter, Ofenböck) 















  3 Enthaltungen (Schwaiger, Thür, Matsakidis)

B e s c h l u ß
Der Antrag des BM wird mehrheitlich genehmigt. Da dieser Antrag eine Mehrheit gefunden hat ist gemäß § 51 Abs. 4 o.ö. GemO über den Antrag von GV Wolfgang Schwaiger nicht mehr abzustimmen. 

Berichte des BM:

a) Der BM informiert, dass der Wasserverband Hainbach mit dem Wasserverband Mattig-Hainbach zusammengeschlossen wurde.  

b) Der BM urgiert die Unterzeichnung des Tauschvertrages Voggenberger – Gemeinde durch die Ehegatten Voggenberger

Anfragen: 

c) GR Thomas Ofenböck weist darauf hin, dass durch die Errichtung der Halle der Fa. Lugstein eine gefährliche Situation entstanden ist. BM Rippl verweist auf die Stellungnahme des Verkehrssachverständigen des Amtes der o.ö. Landesregierung. Er schlägt eine Erweiterung des Ortsgebietes oder eine Geschwindigkeitsbeschränkung vor. 
d) GREM DI Thür erkundigt sich ob der BM nähere Details über die Umstellung auf den Winterfahrplan hat? Der BM teilt dazu mit, dass es nicht mehr involviert ist und seitens ÖBB, Post, Verkehrsverbund mitgeteilt wurde, dass die Pläne zugestellt werden. Er hat aufgrund der Arbeitsüberlastung diese Aufgaben großteils an Herrn Apfelthaler delegiert. Trotz mehrmaliges Nachfragen hat er keine neuen Informationen erhalten. 

Nachdem die Tagesordnung erschöpft ist und sonstige Anträge und Wortmeldungen nicht mehr vorliegen, bedankt sich der BM für die gute Zusammenarbeit und schließt um 22.05 Uhr die Sitzung. 

Die Sitzung dauerte 2 Stunden 35 Minuten.

Gemäß § 16 Abs. 4 der Geschäftsordnung der Kollegialorgane der Gemeinde Lengau vom 06.09.2002 ist die Verhandlungsschrift vom Vorsitzenden, von je einem Mitglied der im Gemeinderat vertretenen Fraktionen, welche zu Beginn jeder Sitzung beim Vorsitzenden von den jeweiligen Fraktionsobmännern namhaft zu machen sind, und vom Schriftführer zu unterfertigen. 

 Der Schriftführer:


             Der Bürgermeister:                        


Die Mitglieder:

Der Vorsitzende beurkundet hiermit, dass gegen die vorliegende Verhandlungsschrift in der Sitzung vom ....................... keine Einwendungen erhoben wurden*, über die erhobenen Einwendungen der beigeheftete Beschluss gefasst wurde*.

Lengau, am ..............................











Der Vorsitzende







...............................................................................

*Nichtzutreffendes streichen

